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DAS SYSTEM PUTIN
Regimepersonalisierung in Russland  
und der Krieg gegen die Ukraine

Fabian Burkhardt

„Friede, Fortschritt und Menschenrechte – die-
se drei Ziele sind unmittelbar miteinander ver-
bunden, keines davon kann erreicht werden, 
wenn die anderen vernachlässigt werden.“ Mit 
diesen Worten beginnt die Friedensnobelpreis-
rede des sowjetischen Physikers und Menschen-
rechtlers Andrej Sacharow, die von seiner Frau 
Jelena Bonner am 11.  Dezember 1975 verlesen 
wurde. Der Hauptgedanke, der Sacharows Rede 
trägt: Der Zusammenhang zwischen diesen drei 
Menschheitszielen ist nicht beliebig, sondern es 
besteht eine kausale Beziehung. Das Primat der 
Menschenrechte muss garantiert sein, damit so-
zialer und wirtschaftlicher Fortschritt und inter-
nationale Kooperation erzielt werden können. 
Putins Russland folgt dieser Logik: Die erneute 
Invasion der Ukraine am 24.  Februar 2022 be-
gann nach einer massiven Repressionswelle ge-
gen Zivilgesellschaft und politische Opposition, 
die Russland, gemessen an der Menschenrechts-
lage, wieder in die Zeit vor die Perestrojka ver-
setzt hat. Obwohl der Ausgang noch in weiter 
Ferne liegt, ist jetzt schon offensichtlich, dass 
der Krieg die Demodernisierung Russlands mas-
siv beschleunigt und das Land um Jahrzehnte 
zurückwirft. 

Die Regimepersonalisierung, also die stetig 
zunehmende Entgrenzung der Macht von Russ-
lands autoritärem Führer Wladimir Putin, ist die 
notwendige Voraussetzung für Russlands An-
griffs- (im Sinne der UN-Charta) und Vernich-
tungskrieg (im Sinne des wahrscheinlichen Geno-
zids an Ukrainerinnen und Ukrainern) gegen die 
Ukraine. Dies gilt es insbesondere vor dem Hin-
tergrund der Debatte in Deutschland herauszu-
arbeiten, in der vielerorts noch auf vermeintliche 
Sicherheitsinteressen Russlands verwiesen wird: 
Wären diese hinreichend berücksichtigt worden, 
so hätte der Krieg verhindert werden können. 
Und weiter noch: Würde Russlands Forderungen 

nach sicherheitspolitischer Neutralität der Ukrai-
ne nachgekommen, könnte zügig ein Friedensab-
kommen ausgehandelt werden.

Diese Sichtweise ist aus mindestens zwei-
erlei Hinsicht verfehlt: Zum einen hat die Re-
gimepersonalisierung zu einer derartigen Ver-
schiebung der Machtasymmetrie geführt, dass 
das nationale Interesse vom autoritären Herr-
scher Putin und dessen Unterstützerkoalition 
in der Elite gekapert und in deren Partikularin-
teresse umgedeutet wurde. Dieser innere Zir-
kel ist durch die fortschreitende Regimeperso-
nalisierung enger geworden, und seine oberste 
Maxime ist vor allem das politische Überleben 
an der Macht. Zum anderen ist die Restauration 
von Russlands Größe durch Resowjetisierung 
und repressiveres Verhalten im Inneren sowie 
periodische militärische Eskalation nach außen 
zum wichtigsten Herrschaftsinstrument gewor-
den, da andere Formen der Legitimierung, allen 
voran wirtschaftliche Leistung, immer weniger 
zum Tragen kommen. Auch die Zwangsrussi-
fizierung der besetzten Gebiete in der Ukraine 
kann nicht mit den Sicherheitsinteressen Russ-
lands erklärt werden, sondern nur mit der im-
perialen Rassenideologie von Russlands Hard-
linern. 

Daraus ergeben sich folgende Schlussfolge-
rungen über die Regimedynamik in Russland: 
Solange Putin an der Macht ist, wird sich das 
Regime nach innen und außen weiter radikali-
sieren, es kann nicht durch ein Friedensabkom-
men dauerhaft „stillgelegt“ und hinter eine be-
stimmte rote Grenzlinie gedrängt werden. Viel 
wichtiger noch: Lange war in Deutschland die 
Meinung verbreitet, dass Putin noch das kleine-
re Übel sei, weil er Russland immer noch mode-
rater regiert als mögliche kommunistische oder 
ultranationalistische Alternativen. Von diesem 
Gedanken müssen wir uns im Zuge des Krieges 
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endgültig verabschieden: Die Beziehungen zu 
Russland können sich erst wieder in einer Zeit 
nach Putin auf den Weg der Besserung bege-
ben. Allerdings sollte man auch hier vorsichti-
gen Pessimismus walten lassen, da mit der Dauer 
der Kampfhandlungen immer breitere Schichten 
des russischen Staates an Kriegsverbrechen und 
Besatzung von ukrainischem Territorium betei-
ligt sind und generell auf personalistische auto-
ritäre Regime häufig wieder ein autoritäres Re-
gime folgt. 

REGIMEPERSONALISIERUNG  
VOR DEM KRIEG 

In der vergleichenden Politikwissenschaft wird 
Russland als elektorales personalistisches auto-
ritäres Regime eingestuft. Personalistische Re-
gime unterscheiden sich von Einparteienregimen 
und Militärdiktaturen dadurch, dass der Zugang 
zu Wahlämtern und Ressourcen, die durch diese 
Ämter abgeschöpft werden können, primär von 
einer herrschenden Person abhängig ist. Zentra-
le Personal- und Politikentscheidungen befinden 
sich nahezu ausschließlich in der Hand des Au-
tokraten. Elektoral bedeutet, dass das Präsiden-
tenamt und Parlamentsmandate durch Wahlen 
vergeben werden, die aber nicht nach fairen und 
freien Bedingungen abgehalten werden. 

Regimepersonalisierung ist der Prozess der 
Machtakkumulation von einem autoritären 
Herrscher, wobei die relative Macht von anderen 
Institutionen und Akteuren stetig abnimmt. Für 
die Vermessung von Regimepersonalisierung 
gibt es keinen allgemein akzeptierten Katalog 
von Indikatoren. 01 Speziell für den russischen 
Fall aber haben die Politologen Alexander Ba-
turo und Johan Elkink vier Säulen der Persona-
lisierung definiert: 02 Erstens die Dauerhaftigkeit 
des autoritären Herrschers an der Macht, was 
insbesondere an der Umgehung von Amtszeit-
beschränkungen auszumachen ist, die Putin mit 
der Verfassungsreform von 2020 einen Zeithori-
zont bis 2036 schafft. Zweitens die Medienper-
sonalisierung, die im Extremfall zu einem Per-
sonenkult führen kann. Putin war lange Zeit ein 

01	 Vgl. das derzeitige Standardwerk zum Thema: Barbara 
Geddes/Joseph Wright/Erica Frantz, How Dictatorships Work: 
Power, Personalization, and Collapse, Cambridge 2018.
02	 Vgl. Alexander Baturo/Jos Elkink, The New Kremlinology: 
Understanding Regime Personalization in Russia, Oxford 2021.

Paradebeispiel für einen „spin dictator“, der die 
gesellschaftliche Kontrolle durch Medienzensur, 
postmoderne Propaganda und Celebrity-Status 
erzielte, ohne auf einen Personenkult, kohären-
te Ideologie und stalinistische Massenrepressi-
on setzen zu müssen. 03 Drittens eine Deinstitu-
tionalisierung, durch die formale Institutionen 
wie Wahlen, Parlamente oder Parteien kontinu-
ierlich ausgehöhlt und persönliche Beziehun-
gen und Netzwerke bestimmend werden. Durch 
den Ausbau der Machtvertikale in den föderalen 
Beziehungen zwischen Zentrum und den Regio-
nen und in der Bürokratie wurde ein stark insti-
tutionalisierter Kern des Regimes erhalten, 04 der 
allerdings sukzessive dadurch untergraben wur-
de, dass Posten in Staat und Staatsunternehmen 
vorrangig nach dem Prinzip der Loyalität und 
weniger nach Kompetenz verteilt werden. Und 
viertens zeichnet sich Putins Russland durch 
zunehmende Personalisierung der Patronage 
aus: Während in den 1990er Jahren noch meh-
rere oligarchische Patronagenetzwerke konkur-
rierten, wurde Putin über die Jahre mit seinen 
durchweg hohen Zustimmungswerten zum zen-
tralen Patron, dem sich alle anderen Netzwer-
ke unterordnen mussten, um weiter Zugang zu 
den staatlichen Finanzströmen und Aufträgen 
zu behalten. 

Am Vorabend des Krieges bestätigten sich ei-
nige zentrale Einsichten über personalistische Re-
gime: Zum einen ist Russland unter Putin durch 
„schlechte Regierungsführung“ – bad governance 
– gekennzeichnet, die vor allem auf die kleptokra-
tischen Triebe der herrschenden Klasse zurück-
zuführen sind. 05 Für diese Gewinnerkoalition hat 
die Konservierung des Status quo oberste Prio-
rität, um die Privilegien in Bezug auf ihre Pfrün-
de zu erhalten, selbst wenn gesamtgesellschaftlich 
nur noch bedingt Wachstum und Fortschritt er-
zielt werden kann. Dies führt zum anderen zu ei-
ner Verschiebung innerhalb der Gewinnerkoali-
tion hin zu jenen traditionalistischen Eliten, die 
an der Isolation Russlands interessiert sind, weil 
nur diese eine uneingeschränkte Kontrolle des 

03	 Sergei Guriev/Daniel Treisman, Spin Dictators, Princeton 
2022, S. 77. 
04	 Vgl. Fabian Burkhardt, Institutionalising Authoritarian 
Presidencies: Polymorphous Power and Russia‘s Presidential 
Administration, in: Europe-Asia Studies 3/2021, S. 472–504.
05	 Vgl. Vladimir Gel‘man, The Politics of Bad Governance in 
Contemporary Russia, Ann Arbor 2022.
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souveränen Territoriums ermöglicht. 06 Die Iso-
lationsstrategie hat innenpolitisch auch einen ge-
rontokratischen Effekt: Die vertikale Mobilität 
ist blockiert, im Sicherheitsrat liegt das Durch-
schnittsalter bei rund 65  Jahren. Diese älteren 
Kohorten unterscheiden sich laut Untersuchun-
gen deutlich von jüngeren: Innenpolitisch legen 
sie weniger Wert auf politischen Pluralismus und 
Bürgerrechte, außenpolitisch kennzeichnet sie vor 
allem ein postimperiales Weltbild, das auf Revisi-
onismus und Restauration von zaristischem und 
sowjetischem Großmachtstatus drängt. Jüngere 
Elitekohorten sehen dagegen die Ukraine tenden-
ziell eher als unabhängigen Staat. Es bestätigt sich 
damit die Erkenntnis, dass autoritäre Regime mit 
zunehmender Personalisierung innenpolitisch 
repressiver und außenpolitisch aggressiver wer-
den, 07 da checks and balances weitgehend abge-
baut sind. Anders ausgedrückt: Außenpolitische 
Aggression wird auch als Instrument genutzt, um 
die Macht im Inland zu konsolidieren. 

PUTINS WILLE  
UND RUSSLANDS KRIEG

Putins Entscheidung, in die Ukraine einzumar-
schieren, zeigt, wie hochpersonalisiert das au-
toritäre Regime in Russland ist. Bei der Sicher-
heitsratssitzung drei Tage vor der Invasion wurde 
deutlich, dass selbst dieses Gremium keine In-
stitution mehr ist, die den Präsidenten einhegen 
könnte. Bei der demonstrativ öffentlich abgehal-
tenen Sitzung, auf der formal die Anerkennung 
der selbsterklärten „Volksrepubliken“ Donezk 
und Luhansk – aber eigentlich über den Krieg – 
entschieden wurde, demütigte Putin einige Mit-
glieder, andere waren offensichtlich über die 
Kriegspläne nicht informiert, und Widerspruch 
war prinzipiell ausgeschlossen, obwohl dennoch 
eine Fraktion für die Fortsetzung der Verhand-
lungen mit den USA und der Nato plädierte. 

Die Kriegsentscheidung war im kleinsten 
Kreis gefällt worden, involviert waren Berich-
ten zufolge Verteidigungsminister Sergej Scho-

06	 Vgl. Kirill Rogow, Wremja janytschar: isoljazija kak strate-
gija, 25. 10. 2021, https://liberal.ru/lm-​ekspertiza/vremya-​yany-
char-​izolyacziya-​kak-​strategiya. 
07	 Vgl. Erica Frantz et al., Personalization of Power and 
Repression in Dictatorships, in: The Journal of Politics 1/2020, 
S. 372–377; Jessica Weeks, Strongmen and Straw Men: Autho-
ritarian Regimes and the Initiation of International Conflict, in: 
American Political Science Review 2/2012, S. 326–347.

jgu, Generalstabschef Walerij Gerasimow, FSB-
Direktor Alexandr Bortnikow, der Sekretär des 
Sicherheitsrates Nikolaj Patruschew sowie wei-
tere Putin-Vertraute wie der Direktor der Nati-
onalgarde Wiktor Solotow und der Bankier Jurij 
Kowaltschuk. Der eigentliche Zweck der Sit-
zung war somit, jene Elitengruppen, die nicht 
zum engeren Kriegskabinett gehören, an die 
Kriegsentscheidung zu binden und mitschuldig 
zu machen. Dabei wiederholte sich jenes Muster, 
das schon von der Entscheidung über die Krim-
Annexion 2014 überliefert ist: Putin gibt in Ab-
sprache mit einigen Militärs, Geheimdienstchefs 
und Ideologen die politische Richtung vor, dem 
Technokratenblock der Regierung kommt ledig-
lich die nachgeordnete Rolle zu, die wirtschaft-
lichen Folgen abzufedern und Russland an die 
neuen außenpolitischen Rahmenbedingungen 
anzupassen. 

Wann Putin die Kriegsentscheidung getrof-
fen hat und konkrete Vorbereitungen dafür ein-
geleitet wurden, lässt sich derzeit nicht abschlie-
ßend sagen. In der Rückschau deutet zumindest 
einiges darauf hin, dass der Präsident schon früh-
zeitig Vorkehrungen traf. So kann der Mordver-
such an Alexej Nawalnyj im August 2020 auch 
mit der Absicht verbunden gewesen sein, den ein-
zigen verbliebenen Oppositionspolitiker zu neu-
tralisieren, der noch in der Lage gewesen wäre, 
massive Antikriegsproteste zu mobilisieren. In 
diese Reihe gehören ebenso die Militärübungen 
auf der annektierten Krim und entlang der ukrai-
nischen Grenze im Frühjahr 2021, die Beschrän-
kungen von Getreideexporten seit Sommer 2021, 
die Nichtauffüllung der von Gazprom geführten 
Gasspeicher etwa in Deutschland und Österreich 
oder die zwei an die Nato und die USA gerich-
teten Vertragsentwürfe über Sicherheitsgaranti-
en, die aufgrund des ultimativen und maximalis-
tischen Charakters von vornherein zum Scheitern 
verurteilt waren. 

Die Kriegsvorbereitungen veranschaulichen 
aber auch eine weitere Herrschaftstechnik Putins. 
Im personalistischen Regime gibt es nicht nur 
eine, sondern viele Machtvertikalen, die nach dem 
Prinzip der Arbeitsteilung funktionieren: Putin 
vergibt taktische Aufträge an zuständige Eliteak-
teure und Behörden, diese führen zwar aus, wis-
sen aber meist über das strategische Ziel nicht Be-
scheid, das mit den Maßnahmen verbunden ist. 
Putin agiert als oberster Veto-Spieler nach dem 
altbekannten Prinzip „teile und herrsche“, was 

https://liberal.ru/lm-ekspertiza/vremya-yanychar-izolyacziya-kak-strategiya
https://liberal.ru/lm-ekspertiza/vremya-yanychar-izolyacziya-kak-strategiya
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ihn vor Angriffen durch Regime-Insider schützt. 
Diese arbeitsteiligen bürokratischen Hierarchien 
kooperieren horizontal schlecht, da der Informa-
tionsfluss vorwiegend vertikal verläuft, und die 
gesamtgesellschaftlichen Politikergebnisse sind 
suboptimal. Nach außen entsteht so der Eindruck 
einer schlecht regierten „Adhokratie“, in der Ak-
teure vor allem ad hoc auf Signale von oben re-
agieren. 

Die auf Insiderquellen beruhende Berichter-
stattung und die öffentlichen Reaktionen – etwa 
von einigen Oligarchen, Vertretern des Wirt-
schaftsblocks der Regierung oder der regimeloy-
alen Kommunistischen Partei – zeichnen ein ein-
deutiges Bild: Die Kriegsentscheidung wurde im 
engsten Kreis um Putin gefällt. Die vergleichende 
Forschung legt nahe, dass derartige weitreichen-
de Entscheidungen große Risiken für autoritä-
re Herrscher bergen: Insbesondere wenn Kriege 
nicht siegreich enden, droht die Gefahr einer Re-
bellion. Vor diesem theoretischen Hintergrund ist 
die Annahme plausibel, dass der Krieg die bisher 
größte Gefahr für das Putin-Regime bedeutet. 
Zugleich scheint die öffentliche Debatte im Wes-
ten von Wunschdenken getrieben zu sein, dass es 
zu einem schnellen Kollaps des Putin-Regimes 
kommen könnte, der wiederum zu einem zügi-
gen Ende des Krieges führen würde.

ELITE IM U-BOOT

Die Loyalität von Eliteakteuren ist auch für das 
Überleben von stark deinstitutionalisierten per-
sonalistischen autoritären Regimen entscheidend. 
Sie sind für die Regierungsführung unerlässlich, 
können aber bei Anzeichen von Schwäche entwe-
der einen Staatsstreich anzetteln oder sich mas-
senweise vom Herrscher lossagen und zu einem 
rivalisierenden Elitenetzwerk überlaufen. Da die 
Kriegsentscheidung im innersten Kreis um Pu-
tin getroffen wurde, ist anzunehmen, dass dies 
bei vielen Elitekohorten für breiten Unmut sorg-
te – entweder, weil sie nicht eingebunden waren, 
oder weil sie dagegen waren. Welche Stimmung 
tatsächlich in der Elite vorherrscht, lässt sich je-
doch nur schwer einschätzen. 

Dennoch kann nach über vier Monaten 
Krieg festgehalten werden, dass sich zwar tak-
tische Differenzen ausmachen lassen – etwa in 
Bezug auf Verhandlungen mit der Ukraine, der 
Wirtschaftspolitik oder einer möglichen Gene-
ralmobilisierung  –, dass aber keine Elitegruppe 

derzeit an Putin als strategischer Leitfigur rüt-
telt. Seit Kriegsbeginn lassen sich mehrere Pha-
sen unterscheiden: Der 24.  Februar versetzte 
vor allem die Eliten in der zivilen Bürokratie so-
wie in den Staats- und privaten Großunterneh-
men unter Schock, da diese weder das Ausmaß 
des Krieges jenseits des Donbas noch die Wucht 
der westlichen Sanktionen vorhergesehen hatten. 
Ende März wandelte sich jedoch die Stimmung: 
Ab dieser zweiten Phase scharte sich die Elite um 
den Präsidenten und konkurrierte vor allem da-
rum, die „besten“ Lösungen anzubieten, wie die 
Sanktionen abzufedern, die eroberten Territori-
en „einzugliedern“ und der Krieg für Russland 
siegreich zu beenden seien. Allerdings bleibt die 
Unsicherheit groß, wie die Elite in einer dritten 
Phase reagieren wird, sobald die sich anbahnen-
de Wirtschaftskrise wirklich spürbar wird. Mit 
Blick auf Elitendynamiken sind insbesondere 
drei Aspekte aufschlussreich: 

Erstens haben sich im Zuge des Krieges nur 
wenige Schlüsselakteure von Putin losgesagt, eli-
te defections blieben trotz Unzufriedenheit in der 
Bürokratie Ausnahmen. Hierzu gehören die Kri-
tik des ehemaligen Vizepremiers Arkadij Dwor-
kowitsch, das Absetzen ins Ausland des lang-
jährigen Putin-Vertrauten Anatolij Tschubajs, 
der Rücktritt von Jelzins Schwiegersohn Walen-
tin Jumaschew als Präsidentenberater sowie das 
Ausscheiden des Diplomaten Boris Bondarew 
aus dem Dienst in der russischen UN-Vertre-
tung in Genf. Der russische Analytiker Andrej 
Kolesnikow vergleicht den Zustand der födera-
len zivilen Bürokratie mit dem von Matrosen in 
einem U-Boot, das erst verlassen werden kann, 
wenn der Kommandant den Befehl zum Auftau-
chen gegeben hat. Putin selbst hat deutlich zum 
Ausdruck gebracht, dass er abweichendes Ver-
halten als „Nationalverrat“ deutet, und hat be-
reits entsprechend gehandelt: So musste Dwor-
kowitsch von seinem Vorstandsposten beim 
Moskauer Hochtechnologiepark Skolkowo zu-
rücktreten, und gegen Tschubajs soll ein Straf-
verfahren eröffnet werden. Wer als privater Un-
ternehmer Putins Kriegsentscheidung kritisiert, 
riskiert die Enteignung. Umso bemerkenswerter 
ist, dass sich trotz dieser Risiken einige Oligar-
chen öffentlich zu Wort gemeldet haben: Wladi-
mir Potanin warnte vor der Nationalisierung von 
ausländischen Unternehmen, die den russischen 
Markt verlassen, die Lukoil-Miteigentümer Wa-
git Alekperow und Leonid Fedun riefen zur ra-
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schen Beendigung der Kriegshandlungen auf, und 
der Miteigentümer und Vorstandschef des Stah-
lunternehmens NLMK Wladimir Lisin äußerte 
sogar Verständnis für die westlichen Sanktionen. 
Derzeit wird vor allem eine weitere Nationalisie-
rung der Eliten sichtbar, die diejenigen noch viel 
stärker vom Regime abhängig macht, die kein 
zweites Standbein im Ausland haben. Parado-
xerweise kommt dem Wirtschaftsblock der Re-
gierung wieder größere Bedeutung zu, da nur 
er über die nötige Kompetenz verfügt, um den 
Sanktionsschock zu dämpfen. Die Zentralbank-
chefin Elwira Nabiullina oder der Vorsitzende 
des Rechnungshofs Alexej Kudrin etwa sprechen 
von einer schmerzhaften Transformationsperiode 
von eineinhalb bis zwei Jahren. Allem Anschein 
nach gehen die Technokraten davon aus, dass sich 
wie schon nach der Krim-Annexion nach einiger 
Zeit ein neues Gleichgewicht einstellen wird, das 
wieder business as usual unter neuen Vorzeichen 
erlauben wird. Bisher wiederholt sich das Muster 
von 2014: Auch Russlands Oligarchen sind keine 
geschlossene Gruppe, sondern vor allem Rivalen, 
die um Ressourcen konkurrieren. Solange Putin 
die Sicherheitsorgane kontrolliert, bleiben die Ri-
siken der Kritik an der Ursache der Sanktionen 
hochriskant, und die Tycoons versuchen jeweils 
unabhängig voneinander, den Schaden für sich zu 
begrenzen oder auch neue Chancen bei Vertei-
lungskämpfen zu ergreifen. 

Zweitens griff Putin bisher noch nicht auf 
Säuberungen zurück, was darauf schließen lässt, 
dass er derzeit keine Gefahr für sich aus der Eli-
te befürchtet. Die ersten Kriegswochen liefen of-
fensichtlich nicht nach Plan, und so entstanden 
Gerüchte, dass einige Schlüsselakteure, die seit 
2014 für die Ukraine-Politik zuständig waren, 
verhaftet wurden. Hierzu gehören der FSB-Ge-
neral Sergej Beseda, der Putin hauptverantwort-
lich über die Ukraine informierte, der ehemalige 
Präsidentenberater Wladislaw Surkow und sein 
Nachfolger Dmitrij Kosak. Allerdings bestätigte 
sich bisher keines dieser Gerüchte. Selbst wenn 
Putin von ihnen systematisch desinformiert wor-
den wäre, was aufgrund der Informationsasym-
metrien durchaus ein typisches Charakteristikum 
von stark personalisierten Regimen ist, wür-
de dies nichts am Hauptziel Putins ändern, die 
Ukraine als souveränen Staat zu zerstören. Auch 
die Ernennungs- und Entlassungsmuster in ande-
ren Politikbereichen – etwa die erneute Nominie-
rung der Zentralbankchefin Nabiullina für wei-

tere fünf Jahre, die lang erwartete Neubesetzung 
des Ministers für Katastrophenschutz oder die 
planmäßige Rotation von Gouverneuren vor den 
Regionalwahlen im September – sprechen dafür, 
dass Putin bisher auf die gewohnte „Stabilität der 
Kader“ setzt. 

Drittens hat Putin seine Herrschaft gezielt 
gegen einen Staatsstreich seitens des Militärs 
oder der Geheimdienste abgesichert. 08 Das Mi-
litär verhält sich traditionell apolitisch und wur-
de unter Putin insbesondere durch die 2008 be-
gonnene Militärreform durch Modernisierung 
und korrupte Renten an das Regime gebunden. 
Gleichzeitig sorgt der in die Armee eingebette-
te Militärnachrichtendienst des FSB für externe 
Kontrolle. Die Vielzahl von bewaffneten Trup-
pen, die ständige gegenseitige Überwachung und 
die Verschränkung von Kompetenzen schaffen 
hohe Hürden, die Verschwörer bei einem Coup-
versuch überwinden müssten. Allein der Föde-
rale Sicherheitsdienst FSO, der vorwiegend mit 
dem Schutz des Präsidenten und der Sicherung 
der staatlichen Kommunikationskanäle betraut 
ist, beläuft sich auf 50 000 Personen. Das Mili-
tär ist auch von der Aufgabe befreit, innenpoliti-
sche Proteste niederzuschlagen, denn dafür ist die 
2016 eigens geschaffene Nationalgarde zustän-
dig. Anstifter eines Putsches müssten auch da-
für sorgen, dass die von ihnen eingesetzte politi-
sche Interimsführung eine gewisse Legitimität in 
der Gesellschaft genießt. Derartige Politiker sind 
aufgrund der Regimepersonalisierung rar, und 
die Risiken, einen Putsch zu planen, sind enorm 
hoch, da im Grunde jedes Regierungsmitglied da-
von ausgehen muss, dass es von mindestens einem 
Geheimdienst abgehört wird. Der Krieg hat ein 
weiteres Mal verdeutlicht, dass die russische Elite 
vor allem durch Fragmentierung gekennzeichnet 
ist, die horizontale Kommunikation und kollek-
tives Handeln erschwert. 

AUSBLEIBENDE 
MASSENMOBILISIERUNG 

Nach Bedrohungen aus der Elite können insbe-
sondere gewaltlose Massenproteste autoritären 
Herrschern gefährlich werden, wobei die Rate 

08	 Vgl. Adam E. Casey, Putin Has Coup-Proofed His Regime 
Russian Security Forces Are Carefully Policed for Loyalty, 
23. 3. 2022, https://foreignpolicy.com/​2022/​03/​23/putin-​coup-​
russian-​regime. 

https://foreignpolicy.com/2022/03/23/putin-coup-russian-regime
https://foreignpolicy.com/2022/03/23/putin-coup-russian-regime
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der Proteste, die tatsächlich zu einem Regime-
wechsel geführt haben, in den vergangenen Jahren 
zurückgegangen ist. Für den Erfolg von Regime-
wechseln spielen aber insbesondere Spaltungen in 
der Elite und die Popularitätswerte des autoritä-
ren Herrschers die entscheidende Rolle. Von sol-
chen Erscheinungen scheint Putins Russland der-
zeit noch weit entfernt zu sein. Dennoch wäre es 
denkbar, dass auch Massenproteste als Katalysa-
tor zu Spaltungen beitragen, sodass sich darauf-
hin Eliteakteure von Putin lossagen. 

Auch nach mehreren Monaten hat Russland 
noch keine Massenproteste gegen den Krieg er-
lebt. Der Kreml hat die bisher größte Protestbe-
wegung „Für faire Proteste“ der Jahre 2011 bis 
2013 mit Repressionen bekämpft, und die Anne-
xion der Krim 2014 hat verdeutlicht, dass in der 
heterogenen Antiregierungskoalition viele die 
Ukraine-Politik Putins befürworteten. In Putins 
vierter Amtszeit seit 2018 sind es lediglich noch 
die außerparlamentarische Partei Jabloko und mit 
Einschränkungen Alexej Nawalnyj, die die Krim-
Annexion und Besetzung des Donbas kritisieren. 
Jabloko ist jedoch marginalisiert und lehnt Stra-
ßenproteste ab. Und mit der Verhaftung Nawal-
nyjs im Januar 2021 sowie der Zerstörung seiner 
Stiftung und ihres weitläufigen regionalen Netz-
werks mithilfe der Ausländische-Agenten- und 
Extremismusgesetzgebung war die letzte Orga-
nisationsstruktur neutralisiert, die zahlenmäßig 
relevante Antikriegsproteste hätte organisieren 
können. Dennoch wurden bei Antikriegsde-
monstrationen in mehr als 100 russischen Städ-
ten über 16 000 Personen festgenommen, was von 
erheblichem Protestpotenzial zeugt. Das Regime 
hat darauf gezielt reagiert: In den ersten Kriegs-
monaten wurden 181 Medien blockiert, 150 Straf-
verfahren eröffnet, 2100 Personen für die „Dis-
kriminierung“ der Armee mit hohen Geldstrafen 
belegt und knapp 60 neue „ausländische Agen-
ten“ erklärt. Geschätzte 300 000 bis 400 000 Rus-
sinnen und Russen haben das Land seit Kriegsbe-
ginn verlassen. 

In vergleichender Perspektive muss indes 
festgestellt werden, dass das Repressionsniveau 
in Russland noch verhältnismäßig niedrig ist und 
bei einer neuen Protestwelle deutlich verschärft 
werden könnte. Bisher erfüllt der Krieg gegen die 
Ukraine wie schon die Krim-Annexion eine in-
nenpolitische Funktion: Putins Popularitätswer-
te sind erneut in die Höhe geschnellt, und knapp 
80 Prozent der Befragten unterstützen laut dem 

unabhängigen Lewada-Zentrum „die Aktivitä-
ten der russischen Streitkräfte in der Ukraine“. 
72  Prozent wollen Putin 2024 wieder auf dem 
Präsidentenposten sehen, im September 2021 wa-
ren es nur 47 Prozent. 09 Kriegsgegner sind vor al-
lem unter jungen Menschen, unter jenen, die sich 
in sozialen Medien informieren, unter Großstäd-
tern sowie in ärmeren Schichten zu finden. Da 
Regimegegner eine Teilnahme an Umfragen ten-
denziell ablehnen und auch soziale Erwünscht-
heit bei den Antworten eine Rolle spielt, ist in 
vorsichtigen Einschätzungen von einem „aufge-
zwungenen Konsensus“ die Rede. 10

Für den Kreml stellt sich die Frage, wie lange 
die hohen Zustimmungswerte anhalten werden. 
Vor diesem Hintergrund sollte auch die derzeiti-
ge Debatte gesehen werden, ob sich Russland weg 
von einem eher typischen personalistischen Re-
gime hin zu einem Regime mit faschistischen und 
totalitären Zügen entwickelt. 11 Während der Au-
toritarismus auf die Passivität und Atomisierung 
der Gesellschaft setzt, basiert der Totalitarismus 
vor allem auf Massenmobilisierung. Mit Bürger-
wehren, vermehrter Polizeigewalt, Denunzian-
tentum, dem Z-Symbol des Krieges, Filtrations-
lagern und Rassenhygiene für Ukrainerinnen und 
Ukrainer, verstärkter Indoktrinierung an Schulen 
und Universitäten und der Kultivierung von Res-
sentiments und Revisionismus lassen sich schon 
viele Anzeichen beobachten. Wie stark der totali-
täre Trieb des Kremls die Gesellschaft durchdrin-
gen wird, hängt vor allem davon ab, wie lange die 
Putin-Herrschaft noch andauert. 

VOM MACHO  
ZUM „BUNKER-OPA“

Vergleichende Studien zeigen, dass Herrscher in 
personalistischen Regimen häufig bis zur Hand-
lungsunfähigkeit oder dem natürlichen Tod an 
der Macht bleiben. Je länger die Herrschaft an-

09	 Vgl. Lewada-Zentr, Konflikt s Ukrainoj, 2. 6. 2022, www.levada.
ru/2022/06/02/konflikt-s-ukrainoj-2; dass., Otnoschenie k Wladi-
miru Putinu, 10. 6. 2022, www.levada.ru/2022/06/10/otnoshenie-k-
vladimiru-putinu-5.
10	 Michail Komin/Kirill Rogow, Nawjasannyj Konsensus. Schto 
goworjat oprosy o poddershke wojny i moshno li im werit?, 
2. 6. 2022, https://re-​russia.org/​6c314cc0da9d4f2686718cd-
f22f61037.
11	 Vgl. „A Fascist Regime Looms in Russia“, Interview mit dem 
Soziologen Grigorij Judin, 1. 4. 2022, www.akweb.de/politik/
putin-​war-​in-​ukraine-​a-​fascist-​regime-​looms-​in-​russia. 
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dauert, desto mehr verschmilzt das Regime mit 
der Person des Autokraten, dessen physischer 
Körper damit zunehmend zu einem Objekt na-
tionaler Sicherheit wird. Herrscher in persona-
listischen Regimen genießen meist keinen ruhi-
gen Lebensabend, ihnen drohen Exil, Gefängnis 
oder auch ein gewaltsamer Tod. 12 Die kontrol-
lierte Übergabe an einen Nachfolger am Ende 
der durch die Verfassung erlaubten Amtszeit ge-
staltet sich oft riskant, da dieser bei den anschlie-
ßenden Wahlen häufig verliert und damit nicht 
für Wohlergehen und Wohlstand des Autokra-
ten garantieren kann. Dies führt zu einem Teu-
felskreis, der insbesondere im vergangenen Jahr-
zehnt der Putin-Herrschaft immer deutlicher 
zutage getreten ist: Mit zunehmender Macht-
dauer nehmen die (wahrgenommenen) Risi-
ken nach dem Rücktritt zu. Dies führt wiede-
rum dazu, dass die Machtsicherung mit immer 
plumperen Methoden erfolgt. Spätestens seit der 
Rückkehr ins Präsidentenamt 2012 muss davon 
ausgegangen werden, dass Putin nicht gewillt ist, 
freiwillig abzutreten. Bis zur Verfassungsreform 
2020 wurde noch spekuliert, ob er dem Beispiel 
des kasachischen Präsidenten Nursultan Nasar-
bajew folgen und sich schrittweise aus der Poli-
tik zurückziehen könnte. Doch mit den im Juli 
2020 in Kraft getretenen Verfassungsänderungen 
könnte Putin, der im Oktober 70 Jahre alt wird, 
regieren, bis er 83 Jahre alt ist. 13 Auch die in der 
Ukraine begangenen Kriegsverbrechen schaffen 
weitere Anreize, dass er sich bis zum Schluss an 
die Macht klammert, da er bei einem Abtritt von 
einem Nachfolger handfeste Garantien bräuch-
te, dass dieser ihn nicht an ein Kriegsverbrecher-
tribunal ausliefert.141516

Seit 2012 häufen sich Berichte, dass Putin an 
verschiedenen Krankheiten leide. Bis auf zeitwei-
se Rückenprobleme hat der Kreml nie etwas da-

12	 Vgl. Hein E. Goemans, Putin‘s Peers, in: Timothy J. Colton/
Timothy Frye/Robert Legvold (Hrsg.), The Policy World Meets 
Academia: Designing U. S. Policy toward Russia, Cambridge, MA 
2010, S. 79–91. 
13	 Vgl. Fabian Burkhardt, Institutionalizing Personalism: The 
Russian Presidency after Constitutional Changes, in: Russian 
Politics 1/2021, S. 50–70.
14	 Vgl. Andrea Kendall-Taylor/Erica Frantz, When Dictators 
Die, in: Journal of Democracy 4/2016, S. 159–171. 
15	 Vgl. Timothy Frye, Weak Strongman: The Limits of Power in 
Putin‘s Russia, Princeton 2021.
16	 Vgl. Daniel Treisman, Democracy by Mistake: How the 
Errors of Autocrats Trigger Transitions to Freer Government, in: 
American Political Science Review 3/2020, S. 792–810.

von bestätigt. Dennoch wird er unter russischen 
Jugendlichen bisweilen schon als bunkernyj ded 
(„Bunker-Opa“) verlacht. Die bisher plausibelste 
Ferndiagnose stellte im April 2022 das Journalis-
tenkollektiv Proekt, das anhand von Dokumen-
ten nahelegt, dass Putin an Schilddrüsenkrebs 
leidet. Diese Art von Krebs würde zwar die äu-
ßerliche Veränderung Putins erklären und seinen 
Lebenswandel einschränken, nicht aber den un-
mittelbaren Rücktritt bedeuten. Ein krankheits-
bedingtes Ausscheiden aus dem Amt oder ein 
vorzeitiger Tod würde das Ende des personalis-
tischen Regimes einläuten, jedoch kein Gelegen-
heitsfenster für die Demokratisierung Russlands 
bieten. Die Beispiele Usbekistan und Turkmenis-
tan haben gezeigt, dass sich die Elite in solche Fäl-
len recht zügig über die Nachfolge einigen kann. 
Im Todesfall würde Premierminister Michail 
Mischustin kommissarisch das Präsidentenamt 
übernehmen, und selbst wenn die in der Verfas-
sung festgelegte Reihenfolge nicht eingehalten 
würde, wäre eine Destabilisierung unwahrschein-
lich. Insgesamt bleibt somit festzuhalten, dass mit 
hoher Wahrscheinlichkeit erneut ein autoritäres 
Regime folgt. 14 Dieses könnte zwar innenpoli-
tisch weniger repressiv und außenpolitisch we-
niger aggressiv auftreten, aber eine Demokrati-
sierung, die zum Beispiel auch eine umfassende 
Entfernung von Eliten der Putin-Ära aus öffentli-
chen Ämtern nach sich ziehen würde, ist überaus 
unwahrscheinlich. 

Putin stellt sich offensichtlich auf eine lange 
Konfrontation ein und richtet ganz Russland da-
rauf aus. In personalistischen Regimen kann der 
„Herbst des Patriarchen“ allerdings sehr schnell 
zu Ende gehen: Was in einem Augenblick noch als 
Stärke und Stabilität erscheint, zeugt im nächsten 
Moment vor allem von Schwäche. 15 Denn perso-
nalistische Diktatoren machen vor allem eines: 
Fehler. 16 Und der Angriffskrieg gegen die Ukrai-
ne war mit Sicherheit Putins größte Fehlentschei-
dung seiner Autokratenlaufbahn.
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